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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Politik ist kein Selbstzweck – das hat sich einmal mehr in den letzten Wochen 

gezeigt. Lange Zeit hat es gebraucht, aber der 177 Seiten starke Koalitionsver-

trag von CDU, CSU und SPD gibt jetzt die politische Richtung für die kommen-

den Monate vor. Ich bin überzeugt: Wir setzen auf die richtige Politik, das ma-

chen die insgesamt 14 Kapitel des Koalitionsvertrags deutlich. Schwerpunkt 

der Regierungsarbeit wird sein, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit auszu-

bauen und den sozialen Zusammenhalt zu stärken. Die guten Projekte der Gro-

ßen Koalition müssen jetzt möglichst rasch umgesetzt werden, damit wir das 

Leben der Menschen spürbar besser machen.    

 

Im Wahlkreis gab es die letzten Tage Licht und Schatten. Dabei beziehe ich 

mich auf die Landesstraßenbaukonferenz, die der grüne Verkehrsminister 

Winfried Hermann am 20. März 2018 in Stuttgart durchgeführt hat. Zufrieden 

bin ich mit den Ortsumfahrungen Randen, Zollhaus, Haslach und Schramberg. 

Die positiven Signale bei der B523 im Norden Villingens haben mich darüber 

hinaus hoffen lassen, den noch fehlenden 2. Bauschnitt zügig umzusetzen zu 

können. Warum der zuständige Minister zu einem anderen Ergebnis als noch 

vor geraumer Zeit gekommen ist, ist für mich nicht nachvollziehbar. Insofern 

bleibt das Thema auf meiner Agenda.    

 

Herzlichst 

  

www.thorsten -frei.de  
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Thorsten Frei vertritt den Deutschen Bundestag in 

Brüssel zu Subsidiaritätsfragen 

 

 
 

Ein Grund für eine gesteigerte Europaskepsis bei vie-
len Bürgern ist, dass in Brüssel viele Regelungen und 
Vorgaben beschlossen werden, bei denen die Men-

schen das Gefühl haben, dass diese realitätsfern sind 
und von oben herab erfolgen. Zwar gilt gem. Art. 5 
AEUV das Subsidiaritätsprinzip. Dennoch hat Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker dieses Prob-

lem im vergangenen September in seiner Rede zur 
Lage der EU noch einmal ausdrücklich benannt und 
zugleich die Einsetzung einer Taskforce für „Subsidia-

rität, Verhältnismäßigkeit und weniger, aber effizien-
teres Handeln“ angekündigt, die bis Mitte dieses Jah-
res Ergebnisse liefern soll. Der Taskforce gehören drei 

Vertreter der Kommission, drei Vertreter des Aus-
schusses der Regionen und drei Vertreter der Konfe-
renz der Europaausschüsse der nationalen Parla-
mente der Mitgliedsstaaten (COSAC) an. Damit die 

nationalen Interessen aller Mitgliedsstaaten gleicher-
maßen berücksichtigt werden, organisiert die COSAC 
regelmäßig Arbeitsgruppentreffen, an denen jede 

Parlamentskammer eines Mitgliedsstaates einen Ver-
treter entsenden kann. Für den Deutschen Bundestag 
nahm ich Ende März dieses Recht war. In Brüssel war 

ich zusammen mit unserem Justiz- und Europaminis-
ter Guido Wolf, der die Interessen der Bundesländer 
über den Bundesrat vertrat.  Um das Vertrauen der 
Menschen in das Friedens-Projekt der Europäischen 

Union zukünftig wieder zu stärken, kommt es für mich 
ganz entscheidend darauf an, dass wir das Subsidiari-
tätsprinzip konsequenter anwenden. Die Dinge, die 

das tägliche Leben vor Ort prägen, müssen auch von 
den Menschen vor Ort entschieden werden – in den 
Städten und Gemeinden oder auf regionaler Ebene. 

Die Dinge, die unsere Freiheit und unsere Sicherheit, 
unseren Wohlstand und unseren Frieden sichern, kön-
nen wir nur gemeinsam als Europäer erfolgreich in der 
Welt vertreten. Hier braucht es womöglich mehr Zu-

sammenarbeit und mehr Ressourcen. Europa muss 

stärker darauf bedacht sein, in kleinen Dingen klein 
und bei den großen Dingen groß zu sein. Die bisheri-

gen Regelungen sind für mich zu wenig praktikabel 
und ineffizient. Insofern hoffe ich, dass Brüssel sich 
tatsächlich dazu durchringen kann, eine Reihe von 

Kompetenzen in Zukunft wieder zurück an die Mit-
gliedsstaaten zurückzugeben. 
 
Schüler des Donaueschinger Fürstenberg Gymnasi-

ums simulieren in Berliner Abgeordnetenhaus das 

Europäische Parlament 

 

 
 
Tim Büchler aus Wolterdingen, Nico Trissler aus Do-

naueschingen und Jens Erdmenger aus Aasen, drei 
Schüler der 11. Kursstufe des Fürstenberg Gymnasi-
ums Donaueschingen hielten sich Anfang März ge-

meinsam mit Schulleiter Mario Mosbacher in Berlin 
auf. Dort nahmen Sie im Abgeordnetenhaus an einer 
Simulation des Europäischen Parlaments (SIMEP) teil, 
um das Verständnis von Entscheidungsprozessen in 

Europa zu vertiefen. Dafür schlüpften sie in die Rolle 
von Politikern aus Polen, Kroatien und Estland. Um 
den politischen Schwerpunkt der Studienreise zu un-

termauern, haben die vier Gäste von der Baar zur Ab-
rundung auch einen Abstecher in den Deutschen Bun-
destag unternommen, wo sie sich mit mir für ein Ge-

spräch rund um Politik trafen. Zunächst arbeitete ich 
mit den Schülern die Unterschiede der Arbeit im nati-
onalen Bundestag und im Europäischen Parlament 
heraus. Dabei betonte ich, dass das Europäische Par-

lament deutlich extremer ist, was die Positionen an-
geht. Das resultiert aus den unterschiedlichen Inte-
ressen der derzeit 28 Mitgliedsstaaten, der deutlich 

höheren Anzahl an vertretenden Parteien und Frakti-
onen und natürlich auch daraus, dass ein Drittel der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments Europa ganz 
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klar ablehnen. Im Anschluss berichtete ich von meiner 
Arbeit im Bundestag, insbesondere meiner Mitglied-

schaft im Europaausschuss und dem Auswärtigen 
Ausschuss. In diesem Zusammenhang unterstrich ich, 
dass sich im Vergleich zur letzten Wahlperiode viel 

verändert habe, insbesondere was die Debattenkultur 
angeht. Heute wird das gesamte Spektrum von Mei-
nungen, die noch mit der Demokratie vereinbar sind, 
im Bundestag abgebildet. Ganz auffällig ist für mich 

nach derzeitiger Erfahrung, dass die politische Theo-
rie, wonach das Meinungsspektrum durch einen Kreis 
abgebildet wird, in der Praxis erlebbar ist. Das zeigt 

sich insbesondere in der Außenpolitik, wo AfD und 
Linke eine deckungsgleiche Meinung in Bezug auf 
Russland, die USA und den Einsatz der Bundeswehr 

haben. In einer globalisierten Welt beginnen unsere 
Interessen als Exportweltmeister aber nicht erst an 
der Grenze Deutschlands. Diese Ansicht, die im ganz 
rechten und ganz linken Spektrum im Bundestag na-

hezu deckungsgleich vertreten wird, halte ich für vor-
sintflutlich. Das weitere Gespräch  drehte sich etwa 
um die Bedeutung von Mehrheitsentscheidungen in 

unserer Demokratie, den mehrjährigen Finanzrahmen 
der EU, die Griechenland-Rettungspakete, die Ab-
schaffung des §219 StGB und das damit verbundene 

Werbeverbot für Abtreibungen, die inhaltlichen und 
personellen Zusammenarbeit mit AfD und Linken o-
der auch das Instrument der Fragestunden im Parla-
ment. 

 
CDU hält an Werbeverbot für Schwangerschaftsab-

brüche fest 

 

 
 

Auf Bundesebene wird derzeit über die Abschaffung 
des in § 219a StGB normierten Werbeverbots für 
Schwangerschaftsabbrüche diskutiert. Linke, Grüne, 

FDP und auch die SPD wollen das bisherige Werbever-
bot kippen, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 

alle entsprechenden Anträge ablehnen. Auch die CDU 
Schwarzwald-Baar bezieht bei diesem Thema klar Po-

sition. Wenn es um den Schutz ungeborenen Lebens 
geht, scheuen wir Christdemokraten keine Diskus-
sion. Ungeborenes Leben hat für uns eine eigene 

Rechtsqualität und ist verfassungsrechtlich ge-
schützt. Aus meiner Sicht gilt, dass Schwanger-
schaftsabbrüche nach wie vor rechtswidrig sind, auch 
wenn sie in bestimmten Fällen straffrei gestellt wer-

den. Ein Abbruch ist auch für die betroffenen Frauen 
eine schwere Entscheidung und ein schwerwiegender 
Eingriff. Deshalb haben wir die Pflicht zur umfassen-

den Beratung. Deshalb darf der, der berät, nicht den 
Abbruch vornehmen. Deshalb ist ein Schwanger-
schaftsabbruch keine normale medizinische Dienst-

leistung, für die in Anzeigen oder über das Internet 
geworben werden darf. Diese klare Haltung werden 
wir Christdemokraten bei allen Diskussionen und Ab-
stimmungen vertreten. Sollte es zu einer Abstimmung 

im Bundestag kommen, werde sich zeigen, wer von 
den Abgeordneten das bewährte Lebensschutzkon-
zept in aller Konsequenz trägt und wer nicht. Die Ini-

tiativen von Linken, Grünen und SPD brauchen Stim-
men aus dem bürgerlichen Lager, um eine Mehrheit 
zu bekommen. Aus der CDU/CSU-Bundestagsfrak-

tion wird es keine Unterstützung geben. Ich werde 
klar dagegen stimmen. Aber die Abgeordneten der 
anderen Fraktionen müssten sich schon fragen lassen, 
ob sie sich vom Werbeverbot für Schwangerschafts-

abbrüche verabschieden wollten. 
 
48 Bürgerinnen und Bürger zu Besuch bei ihrem Ab-

geordneten Thorsten Frei in Berlin 

 

 
 
Wie funktioniert das politische Berlin? Was man sonst 
nur aus Fernsehen, Radio oder Zeitungen kennt, er-

lebten 48 politisch interessierte Bürgerinnen und Bür-
ger aus dem Wahlkreis Schwarzwald-Baar/Oberes 
Kinzigtal kürzlich auf meine Einladung im Rahmen ei-
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ner politischen Informationsfahrt hautnah in der Bun-
deshauptstadt. Am Mittwoch, dem Tag der Wieder-

wahl von Angela Merkel als Bundeskanzlerin, reiste 
die Gruppe in Berlin an – darunter unser CDU-Land-
tagsabgeordneter Karl Rombach sowie die Ortsvor-

steher Dieter Fehrenbacher aus Döggingen, Anja Kel-
ler aus Tannheim und Horst Fürderer aus Hondingen. 
Ziele waren neben dem Besuch einer Plenarsitzung 
des Bundestags, die Glaskuppel des Reichstags, die 

Landesvertretung Baden-Württemberg, der Bundes-
rat, das Bundeskanzleramt, das Stasi-Museum sowie 
das Holocaust-Mahnmal unweit des Brandenburger 

Tors. Abgerundet wurde das Programm mit einer 
Stadtrundfahrt unter politischen Gesichtspunkten 
und individuellen Rundgängen. Natürlich stand ich 

meinen Gästen im Reichstag in einem längeren Dialog 
Rede und Antwort zu aktuellen politischen Themen, 
zu meiner Arbeit und auch zu persönlichen Fragen. 
Dabei machte ich unter anderem deutlich, dass ich 

durchaus Informationen aus den Debatten zur Mei-
nungsbildung und Entscheidung mitnehme. Reine 
Showveranstaltungen sind Parlamentsdebatten aus 

meiner Sicht nicht, auch wenn in den Fraktionen Vor-
besprechungen stattfinden würden. 
 

Ausweitung des Anti-IS-Mandates auf den gesam-

ten Irak ist in deutschem Interesse 

 
Der Deutsche Bundes-
tag hat kürzlich die 

Ausweitung des Bun-
deswehreinsatzes im 
Rahmen der Anti-IS-

Koalition vom kur-
disch geprägten Nord-
irak auf das gesamte 

Land beschlossen. In meiner Rede für die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion betonte ich, dass es zwar ein 
Wendepunkt war, dass der IS im vergangenen Jahr aus 
den großen Städten vertrieben wurde. Ganz sinnbild-

lich war die Befreiung Mossuls im August. Aber das 
bedeutet ja bei weitem nicht, dass der IS nicht mehr 
existent ist. Vielmehr ist der IS wieder eine Unter-

grundorganisation, was man am Beispiel der Stadt 
Kirkuks sehen kann, wo es ein Sicherheitsvakuum 
gibt, das weder Kurden noch Zentralregierung ab-
schließend befüllen können. Durch den Konflikt zwi-

schen Schiiten, Sunniten und Kurden gibt es den per-
fekten Nährboden für ein Wiedererstarken, so wie es 
2014 der Fall war. Deshalb ist es aus meiner Sicht rich-

tig, dass wir das Mandat unter geänderten Vorzeichen 

fortführen. Wichtig dabei ist, dass wir nicht nur Solda-
ten in den Einsatz schicken, sondern dass Deutsch-

land einen gesamthaften Ansatz verfolgt, bei dem mi-
litärische Mittel in einem breiten zivilen Vorgehen 
eingebettet sind. Deutschland ist der zweitgrößte Ge-

ber, wenn es um humanitäre Hilfe und Entwicklungs-
zusammenarbeit geht. Unser Einsatz ist notwendig, 
damit der fragmentierte Staat Irak, der ein Schlüssel-
land in der Region ist, wenn es um Stabilität und Si-

cherheit geht, als Ganzes erhalten bleibt. Die Entwick-
lung im Irak entscheidet am Ende auch über neue 
Flüchtlinge und Terror. Deshalb ist unser Engagement 

im Irak im deutschen Sicherheitsinteresse. 
 
Jonas Keller und Carolin Penker im Praktikum 

 

    
 
Im vergangenen Monat hatten wieder zwei politikin-

teressierte junge Menschen die Gelegenheit, um ei-
nen vertieften Eindruck in die politische Arbeit im 
Deutschen Bundestag zu gewinnen. Carolin Penker, 

die mich im Rahmen eines Pflichtpraktikums während 
ihres Jurastudiums für drei Wochen im Bundestags-
büro unterstützte, sowie Jonas Keller als BOGY-Prak-

tikant für eine Woche – beide aus Donaueschingen – 
konnten mir täglich bei der Arbeit über die Schulter 
schauen, an verschiedenen Gesprächen mit ausländi-
schen Gästen sowie Gremiensitzungen der Unions-

fraktion teilnehmen und Plenardebatten im Reichstag 
hautnah miterleben. Dabei galt es nicht nur zu 
schauen, sondern auch selbst mitzuhelfen. Mit Re-

cherchen und eigenen kleinen Texten konnten beide 
einen wertvollen Beitrag für meine Arbeit im Parla-
ment leisten. 

 

Endlich Klarheit über die Planung unserer Ver-

kehrsprojekte 

 
Über die Entscheidung des Landesverkehrsministeri-
ums anlässlich der am 20. März 2018 durchgeführten 

Straßenbaukonferenz in Stuttgart bin ich erleichtert 
und enttäuscht zugleich. Die Ortsumfahrungen Blum-
berg-Randen und Haslach im Kinzigtal sind in der 1. 
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Stufe der Umsetzungskonzeption und haben demzu-
folge gute Chancen auf eine baldige Umsetzung. Gute 

Nachrichten für unsere Region sind auch die Einstu-
fungen für eine Umfahrung von Zollhaus und die Tal-
stadtumfahrung Schramberg. Hier werden wir darauf 

drängen, dass der Zeitrahmen eingehalten wird, da-
mit wir auch bei diesen Projekten vorankommen und 
das Leben der betroffenen Menschen besser machen. 
Eine Enttäuschung ist jedoch die Einstufung des Lü-

ckenschlusses der B523. Die Menschen warten seit 
über 30 Jahren auf eine Umsetzung. Im Vorfeld der 
Straßenbaukonferenz haben die regionalen Abgeord-

neten sich mit der Interessen-Gemeinschaft „Lücken-
schluss“ bei der Spedition Noerpel im Gewerbegebiet 
Auf Herdenen direkt an der B 523 getroffen, um noch-

mal darauf zu drängen, den noch fehlenden 2. Bauab-
schnitt schnellstmöglich umzusetzen. Nach den zahl-
reichen Vorgesprächen mit Landesverkehrsminister 
Winfried Hermann waren wir sehr optimistisch, unser 

Ziel zu erreichen. Umso erstaunter bin ich über die 
Bewertung. Ich werde nicht locker lassen. Die wich-
tige Ost-West-Achse bleibt fester Bestandteil meiner 

politischen Arbeit! 
 
Besuch von hochinnovativen Unternehmen im 

Wahlkreis 

 

   
 
Mir ist es wichtig, engen Kontakt zu den regionalen 

Firmen zu halten, um zu erfahren welche Rahmenbe-
dingungen wir benötigen, damit es unseren Unter-
nehmen auch in Zukunft gut geht und damit die Men-

schen in unserer Region gute Arbeitsplätze haben. 
Mit CS Instruments in VS-Tannheim habe ich bei-
spielsweise einen der weltweit führenden Hersteller 

von Messgeräten für Druckluft und Gase besucht. 
Gründer und Geschäftsführer Wolfgang Blessing er-
läuterte mir, wie sein Unternehmen sich mit fortlau-
fend innovativen Produkten erfolgreich auf dem 

Markt platziert hat. Maschinenbau, Formenbau, Auto-
mobilproduktion, Medizintechnik, Elektrotechnik – 
alles in einer Hand ist bei der Firma „Flaig Präzisions-

technik“ in Niedereschach zu finden. Von einem fle-
xiblen, aber gleichzeitig hochmodernen Familienun-
ternehmen konnte ich mir dort ein Bild machen. Das 

Unternehmen mit acht Mitarbeitern sucht immer wie-
der aufs Neue qualitativ hochwertige Präzisionsteil-

Lösungen und hat einen Kundenstamm weit über den 
Schwarzwald hinaus. Geschäftsführer Bertram Flaig 
und seine Tochter Melanie führten mich durch den 

modernen Maschinenpark. In der Fertigung werden 
individuell auf die Kunden angepasste Produkte ver-
arbeitet. „Wir legen hohen Wert auf erstklassige Qua-
lität“, so Geschäftsführer Flaig. Der Mittelstand ist für 

mich nicht nur Rückgrat der Wirtschaft, sondern auch 
der Gesellschaft. Unternehmen wie CS Instruments o-
der Flaig Präzisionstechnik sorgen nicht nur für Voll-

beschäftigung und ein hohes Steuereinkommen, son-
dern schaffen Lebensqualität, beispielsweise durch 
die Unterstützung von Vereinen und Einrichtungen 

vor Ort. 
 
Amtseinführung von Lisa Wolber in Gütenbach 

 

 
 

Lisa Wolber, die ihr Amt als Bürgermeisterin am 1. 
März angetreten hat, ist nun auch formell in ihr Amt 
eingeführt worden. Viele Bürgerinnen und Bürger, 

Bürgermeister aus dem ganzen Landkreis, der Landrat 
und Abgeordnete waren bei diesem feierlichen Anlass 
dabei. Lisa Wolber hat in einer bemerkenswerten An-
trittsrede ihre Ziele und ihren künftigen Arbeitsstil 

skizziert. Sie wolle mit großer Tatkraft die Herausfor-
derungen der Gemeinde angehen und dabei die un-
terschiedlichen Gruppen miteinbeziehen. In meinem 

Grußwort konnte ich zur Amtsübernahme und auch 
nochmals zum herausragenden Wahlsieg am 17. De-
zember gratulieren. Zwar sind die Aufgaben, die sich 

aus dem demographischen Wandel der Gesellschaft 
ergeben, gewaltig. Andererseits hat der Bund die Län-
der und Kommunen in den vergangenen vier Jahren 
mit etwa 100 Mrd. EUR entlastet. Auch im aktuellen 

Koalitionsvertrag ist an 258 Stellen Bezug auf die 
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Kommunen genommen. Dabei stehen die Schaffung 
gleichartiger Lebensverhältnisse und die Digitalisie-

rung ganz oben auf der Agenda. Auf dieser Basis lässt 
sich dann auch erfolgreiche Kommunalpolitik gestal-
ten. 

 
Jahreshauptversammlungen und ein Politischer 

Frühschoppen in politisch bewegten Zeiten 

 

 
 
Der CDU Ortsverband Königsfeld führte jüngst seine 
diesjährige Jahreshauptversammlung im Herrnhuter 

Haus durch. Ich berichtete über die Regierungsbil-
dung in Berlin und führte aus, welche Schwerpunkte 
sich die Große Koalition für die kommenden Jahre 

setzt. Die im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnah-
men zur Wirtschafts- und Finanzpolitik, zur Förde-
rung von Familien, zur inneren Sicherheit sowie zur 

Bildung und zur Digitalisierung zeigen, dass wir uns 
klar gegenüber den Sozialdemokraten durchgesetzt 
haben. Deshalb bin ich auch guter Dinge, dass wir die 
nächsten dreieinhalb Jahre eine erfolgreiche Politik 

machen werden. Gleichzeitig ist es nun wichtig, dass 
wir den Koalitionsvertrag rasch umsetzen, um so 
deutlich zu machen, dass wir handlungsfähig sind und 

den Menschen klar aufzuzeigen, in welche Richtung 
es gehen soll. An diesem Abend kam es auch zu einer 
besonderen Ehrung: Professor Dr. Werner Lanz wurde 

für 60 Jahre Mitgliedschaft in der Christlich Demokra-
tischen Union geehrt.  
 

 
 

Bei der Jahreshauptversammlung der Senioren-Union 
Schwarzwald-Baar wurde ein Führungswechsel voll-

zogen. Neuer Kreisvorsitzender ist Dr. Winfried Wald-
vogel. Er wird Nachfolger von Klaus Panther, der die 
Interessen der Senioren im Schwarzwald-Baar-Kreis 

elf Jahre lang mit Nachdruck in der CDU vertrat. In sei-
nem Bericht blickte Panther auf die vergangenen 
Jahre zurück. Für ihn gelte es, die Senioren zu aktivie-
ren, sie dürften in der Gesellschaft nicht nur Objekt, 

sondern müssten auch Subjekt sein. Als CDU-Kreis-
vorsitzender und Bundestagsabgeordneter sprach ich 
dem neuen Vorstand meine Glückwünsche aus. Die 

SU ist eine starke Vereinigung innerhalb der CDU 
Schwarzwald-Baar. Die Generation Ü-60 muss sich 
mit ihrer Erfahrung in den politischen Prozess einbrin-

gen. Vielen Dank an Klaus Panther für sein jahrelan-
ges Engagement. 
 

 
 
Der CDU Ortsverband Fürstenberg führte einen poli-

tischen Frühschoppen in Hüfingen-Fürstenberg 
durch, um mit zahlreichen Bürgern über die aktuelle 
politische Lage zu diskutieren. Toll fand ich, wie an 
diesem Sonntagmorgen diskutiert wurde. Der kon-

struktive Dialog ist die Grundlage guter Politik! Wir 
sprachen sowohl über bundes- als auch über regionale 
Themen. Brandaktuelles Thema ist die Windkraft auf 

der Baar. Hauptursache der aktuellen Diskussionen 
sind für mich die von der damaligen grün-roten Lan-
desregierung vorgenommenen Veränderungen der 

Kompetenzen im Landesplanungsrecht. Im Jahr 2012 
hat Grün-Rot ohne Not die Ausweisung von Vorrang-
flächen von den Regionalverbänden hin zu den Städ-
ten und Gemeinden verschoben. Die Folge dieser fa-

talen Politik spüren wir heute, hier konkret bei uns in 
der Region. Auf Bundesebene werde ich mich weiter-
hin dafür stark machen, das EEG zu reformieren. Zent-

rale Eckpfeiler einer guten Energiepolitik bleiben Kli-
maneutralität, Bezahlbarkeit und Versorgungssicher-
heit. Unmittelbar vor der Veranstaltung sprach ich 
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noch mit einigen Vertretern der Bürgerinitiative "Ge-
genwind". Ich kann die Argumente der Windkraftgeg-

ner durchaus verstehen. Im Rahmen meiner Möglich-
keiten werde ich mich auch in Zukunft für energiepo-
litische Verbesserungen auf Bundesebene stark ma-

chen. 
 
10 Jahre Hospizverein Villingen-Schwenningen mit 

Volker Kauder 

 

 
 
Der Hospizförderverein Villingen-Schwenningen fei-

erte vor wenigen Tagen sein 10-jähriges Bestehen und 
hat das Jubiläum unter das Motto gestellt: „Jeder Au-
genblick im Leben ist Leben“. Dass eigens zu diesem 

Anlass der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion nach Villingen-Schwenningen gekommen ist 
und die Festrede gehalten hat, unterstreicht die Be-

deutung des Themas und des Vereins in der ganzen 
Region. Volker Kauder verwies in seiner bemerkens-
werten und sehr empathischen Rede nicht nur auf die 
gesetzgeberischen Fortschritte in diesem Bereich, 

sondern auch auf die Bedeutung des ehrenamtlichen 
Dienstes am Nächsten. Ich nutzte mein Grußwort, 
dem Team der Ehrenamtlichen ganz herzlich für deren 

wertvolle Arbeit zu danken. Ganz besonders gilt dies 
für Maria Noce (Bild: Z.v.r.), die Herz und Motor der 
Hospizarbeit in der Region ist.  

 

 

 

 

 

 

Benefizabend der ProKids-Stiftung 

 

 
 

Erneut hat der Initiator, Motor und Motivator der Pro-
Kids-Stiftung, Joachim Spitz (Bild: links), zum Benefiz-
abend nach Villingen-Schwenningen geladen. Und 
alle kamen. Im vollbesetzten Theater am Ring wartete 

eine spannender und amüsanter Abend mit Krimi, Co-
medy und guter Musik. Der Reinerlös fließt in Maß-
nahmen der Kinder- und Familienhilfe der Stiftung. 

Seit mehr als zehn Jahren engagiert sich die Stiftung 
für junge Menschen in Stadt und Region. Als Schirm-
herr der Stiftung durfte ich in einigen Begrüßungs-

worten die besonderen Leistungen der Ehrenamtli-
chen um Joachim Spitz darstellen. Vom Ausgangs-
punkt des warmen Mittagessens in den Schulen über 
die Initiierung der Babyklappe, den ProKids-Treff, die 

Weihnachtsgeschenkeaktion oder die Teenie-Mütter -
WG engagiert sich die Stiftung überall dort, wo 
schnell und unbürokratisch Hilfe notwendig ist. Dabei 

darf das Ehrenamt staatliches Handeln niemals erset-
zen müssen. Klar ist aber auch: Nicht alles kann und 
soll aus Steuermitteln finanziert werden. Unsere Ge-

sellschaft wird erst wirklich lebens- und liebenswert, 
weil Menschen mehr tun, als sie tun müssten, weil sie 
sich bürgerschaftlich einbringen. Daher habe ich die 
Gelegenheit genutzt, mich bei all denen zu bedanken, 

die sich in die wichtige Arbeit der Stiftung mit Geld, 
Know-How oder ihrer wertvollen Zeit einbringen. 
 

 

 

 

 

 

 



FreiBrief aus Berlin | 8 
 

Ausgabe April 2018 

CDU Schwarzwald-Baar stimmt sich beim Kreispar-

teitag auf Europawahlkampf ein 

 

 
 
Gut ein Jahr vor der Wahl zum Europäischen Parla-

ment führte die CDU Schwarzwald-Baar einen Kreis-
parteitag mit Wahlen zu den Bezirks- und Landesver-
treterversammlungen zur Nominierung der Kandida-

ten für die Europawahlliste durch. Im Mittelpunkt des 
Abends stand aus diesem Grund das Thema Europa. 
Gerade in diesen Zeiten benötigen wir ein starkes Eu-
ropa, um unsere Interessen in der Welt durchzuset-

zen. Europaminister Guido Wolf und der Europaabge-
ordnete Andreas Schwab sprachen jeweils aus ihren 
Blickwinkel wichtige Themen über unseren Kontinent 

an. Für die Bürgermeister sprach Robert Strumberger 
aus Vöhrenbach. Am Parteitag nahmen auch Landrat 
Sven Hinterseh und der Landtagsabgeordnete Karl 

Rombach teil. Die Parteimitglieder der CDU Schwarz-
wald-Baar verabschiedeten darüber hinaus verschie-
dene Anträge, unter anderem mit einem klaren Be-
kenntnis zu einer zügigen Umsetzung des Bundesver-

kehrswegeplanes, dem weiteren Ausbau des Glasfa-
sernetzes, einem Bekenntnis zur Vielfalt von kulturel-
len Veranstaltungen, der Wiedereinführung der ver-

bindlichen Grundschulempfehlung als Kernforderung 
für die Landtagswahl 2021, einer nachhaltigen Stär-
kung des Hochschulstandortes im Schwarzwald-Baar-

Kreis, der Entwicklung der Mitgliederbeitragsumlage 
sowie zum Abbau bürokratischer Hürden für den sta-
tionären Einzelhandel. 
Einen ausführlichen Bericht über den Parteitag findet 

sich hier (Link). 

Nächste Bürgersprechstunde am 11. April 2018 

 

 
 

Meine nächste Bürgersprechstunde führe ich am 11. 
April 2018, ab 15.00 Uhr in meinem Wahlkreisbüro, 
Justinus-Kerner-Straße 5 in Villingen-Schwenningen, 
durch. Um Wartezeiten zu vermeiden, bitte ich um 

vorherige Anmeldung unter Tel. 07721 / 9953544. 
Alle Termine meiner Bürgersprechstunden in diesem 
Jahr finden Sie auch auf meiner Homepage (hier).  

 
Zudem führe ich am 12. April 
2018 um 17.00 Uhr meine 

nächste Online-Bürgersprech-
stunde bei Facebook durch. 
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